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Schreiben der Initiative „Land schafft Verbindung“

Sehr geehrter Vertragsanbauer,

anbei finden Sie drei Schreiben der Initiative „Land schafft Verbindung“ zur Öffentlichkeitsbeteiligung an der 
geplanten Neuregelung der Düngeverordnung.
Die Dokumente sind auch im Downloadbereich der Südstärke-Homepage www.suedstaerke.de (Rubrik 
Anbauer & Landwirte) abrufbar.

Mit freundlichen Grüßen

Südstärke GmbH
Schrobenhausen

gez. Dr. Stefan Dick        

Abteilung Geschäftsführung
Kontakt Dr. Stefan Dick
Telefon (0 82 52) 913 - 0
Telefax (0 82 52) 913 - 118
E-Mail info@suedstaerke.de

Datum 31.03.2020



Liebe Mitstreiter, Freunde und Berufskollegen: 

THE SHOW MUST GO ON… 

Zumindest in mancher Hinsicht. 

 

JA, wir befinden uns in einer sehr besonderen Zeit. 

JA, auch die Landwirtschaft wird durch Corona empfindlich getroffen. 

UND JA, wir müssen uns jetzt auf unsere Kernkompetenz fokussieren: darauf, uns und alle anderen 

mit Lebensmitteln zu versorgen. 

ABER: 

Die Politik schläft nicht! 

Sie arbeitet weiter an den landwirtschaftlichen Themen – beispielsweise ist die Bundesratssitzung zur 

Düngeverordnung am 03.04. trotz der Corona-Krise bislang nicht nur nicht abgesagt, sondern auf den 

27.03.2020 vorgezogen worden. 

Deshalb gilt: WIR DÜRFEN AUCH NICHT SCHLAFEN! 

Mit der Öffentlichkeitsbeteiligung bei roten und grünen Gebieten haben Landwirte die Möglichkeit, 

die negativen Auswirkungen der Düngeverordnung auf die Umwelt, in ihrem eigenen Betrieb 

darzustellen, so ähnlich wie eine Umweltverträglichkeitsstudie. 

Weiterhin besteht die Möglichkeit, die Einschränkungen und den Mehraufwand durch die zusätzlichen 

Auflagen und Verbote der neuen Düngeverordnung im Betrieb aufzuzeigen. Wichtig ist hierbei, dass 

die Auswirkungen fachlich dargestellt werden.   

Das Schreiben muss bis zum 02.04. im BMEL eingegangen sein - das ist das Fristende. 

Bitte sendet Eure Stellungnahme unter dem Stichwort „Umweltbericht“ (wenn möglich mit Angabe 

der Wasserprobe der eigenen Brunnen, Flurstücksbezeichnungen und Fruchtfolge an folgende 

Adressen: 

• per Post (per Einschreiben): Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Referat 

711, Rochusstraße 1, 53123 Bonn  

• per E-Mail: umweltbericht@bmel.bund.de  

• per Fax: 0228 9952 942 62  

Wir haben einen Leitfaden für Euch vorbereitet, dessen Textbausteine Ihr nutzen könnt, um diese 

Öffentlichkeitsbeteiligung zu schreiben. Es steht Euch frei, Eurem Schreiben ebenfalls die 

Stellungnahme mit beizulegen. 

Wer sich nicht beteiligt hat später keine Chance mehr, dass etwas geändert wird, denn durch die 

Öffentlichkeitsbeteiligung erhält jeder die Option im Nachgang sein Recht einzuklagen. 

Jetzt gilt es, bitte nutzt diese Chance! 

Viel mehr Chancen werden wir nicht bekommen! 

 

Land schafft Verbindung Deutschland e.V. (i.Gr.) / Fachgruppe Dünger 
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Leitfaden für eine Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der DüVo  
 
ROTE GEBIETE  

• Name, Wohnort, Betriebsspiegel  

• Name und Bezeichnung der der für die Nitratrichtlinie relevanten Messstelle; Entfernung zur für 

den Betrieb relevanten Messtelle  

Beispiel: „Die Messstelle XY macht unsere Flächen zu einem roten Gebiet, sie ist 60 km entfernt und 

Messstelle ZY ist nur 25 km entfernt und ist grün.“ 

Beispiel: „Ich fühle mich durch die kommenden Änderungen der neuen DVO beeinträchtigt 

(benachteiligt etc.), weil …“  

Stichpunkte, die als mögliche Begründungen gewählt werden können (bitte ausformulieren!)  

• Rote Gebiete, Gebietskulisse zu groß gewählt (Stichwort: Binnendifferenzierung)  

• N-min Entzug durch Zwischenbau wird nicht berücksichtigt  

• Es handelt sich um einen grünlandbetonten Standort  

• Es erfolgt ein tatsächlicher Entzug durch mehrfache Grasschnitte  

• Düngung zur Strohrotte, Herbstdüngung im Getreide  

• Düngung auf gefrorenen Böden  

• Kurze Einarbeitungszeit  

Stichpunkte, die das mögliche Resultat der neuen DVO aufzeigen (bitte ausformulieren!)  

• Mineralisch nachdüngen  

• Nicht im Sinne der CO²-Bilanz  

• Keine gute fachliche Praxis  

 

GRÜNE GEBIETE  

• Name, Wohnort, Betriebsspiegel 

Beispiel: „Ich fühle mich durch die kommenden Änderungen der neuen DVO beeinträchtigt 

(benachteiligt etc.), weil …“  

Stichpunkte, die als mögliche Begründungen gewählt werden können (bitte ausformulieren!)  

• Falsche Betrachtung der Gebietskulissen  

• Deutschland wurde zum gesamt roten Gebiet erklärt  

• kein repräsentatives Messstellennetz  

• 170 Kg N Grenze  

• kein Bezug zur guten fachlichen Praxis  

Stichpunkte, die das mögliche Resultat der neuen DVO aufzeigen (bitte ausformulieren!)  

• Deutschland wird komplett nach Anhang drei der Nitratrichtlinie bewertet  

• Der richtige Ansatz wäre hier Anhang 2 der Nitratrichtlinie  
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Textbausteine zur öffentlichen Anhörung Düngeverordnung 

 

Individuelle Betriebsbeschreibung  

• Name, Wohnort, Betriebsspiegel  

• Name und Bezeichnung der der für die Nitratrichtlinie relevanten Messstelle; Entfernung zur für den 

Betrieb relevanten Messtelle  

 

Allgemeine Kritik 

• Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zur Novelle der Düngeverordnung nehme ich wie folgt 

Stellung und bitte als Betroffener um dringende Berücksichtigung.  

• Die den geplanten Maßnahmen zugrundeliegenden belastenden Nitrat-Messergebnisse sind nicht 

nachvollziehbar.  

• Die statistische Aufbereitung der Messergebnisse im UBA ist für mich nicht nachvollziehbar.  

• Nitratausträge aus nichtlandwirtschaftlichen Punktquellen (z.B. Kläranlagen) bleiben 

unberücksichtigt. Verursachergerechtigkeit als rechtsstaatlicher Grundsatz ist damit nicht gegeben.  

• Die im Referentenentwurf zur Düngeverordnung vorgesehenen Änderungen der Novelle 2020 legen 

den Fokus vielfach einseitig auf eine die Reduzierung von Nitrat und Ammoniak und wirken 

kontraproduktiv auf andere Schutzgüter. So müssen weitere Aspekte wie Befahrbarkeit und 

Bodenschutz, Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes oder Maßnahmen zum Klimaschutz in 

die Abwägung mit einbezogen werden.  

• Es gelingt in der Praxis nicht mehr, widersprüchliche Regelungen des Gesetzgebers aufzulösen.  

 

Erhöhung der Mindestwirksamkeit von Gülle/ Gärrest und Streichung der Ausbringverluste 

• Durch eine Streichung der Ausbringverluste (Streichung von §3 Abs. 5 Satz 3) in Verbindung mit der 

Anhebung der Mindestwirksamkeit (§3 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Anlage 3) wird die 

Anrechnung von organischen Düngern innerhalb kurzer Zeit erneut angehoben, ohne dass dies 

fachlich begründbar ist. Die dadurch unterstellten Ausnutzungsgrade kann ich in meinem Betrieb 

nicht erreichen.  

• Die umweltseitig gebotene bzw. wollte überbetriebliche Verwertung von organischen Düngern 

(Gülle; Gärresten) wird konterkariert und zugunsten einer einseitigen Erhöhung der Mineraldüngung 

behindert.  

 

Düngung auf gefrorenem Boden, der tagsüber auftaut 

• Ich benötige auch weiterhin die Möglichkeit der Düngung auf gefrorenem Boden der tagsüber 

auftaut (§5 Abs. 1 um im Frühjahr schwer zu befahrende Flächen rechtzeitig mit Nährstoffen 

versorgen zu können. Durch das nun vorgesehene generelle Verbot sind auf wenig tragfähigen Böden 

schädliche Bodenveränderungen zu befürchten. Die vorgeschlagene Änderung konterkariert somit 

die gute fachliche Praxis nach §17 des Bundesbodenschutzgesetzes. Die mittlerweile 

vorgeschriebene Ausbringtechnik ist deutlich schwerer und der Großteil der Güllemenge wird künftig 
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im Frühjahr auszubringen sein. Mit genanntem Verbot wird der Ausbringzeitraum noch weiter 

eingeschränkt und eine sinnvolle Aufteilung der Gaben erschwert. Während bisher bei sehr geringen 

Temperaturen emissionsarm ausgebracht werden konnte, werden Emissionen bei aufgetauten 

Böden und dann wärmeren Temperaturen zwangsläufig ansteigen. Die in der DüV 2017 verankerte 

Regelung wird den Grundsätzen von Boden- und Gewässerschutz, Pflanzenernährung und 

Emissionsschutz gleichermaßen gerecht und muss beibehalten werden.  

 

Gewässerabstände und vier verschiedene Hangneigungsklassen 

• Vier verschiedene Hangneigungskulissen am Gewässerrand (§5 Abs. 3) mit verschiedenen Vorgaben 

sind deutlich zu kompliziert und in der Praxis nicht mehr umsetzbar, zumal Schläge entlang von 

Gewässern oftmals auch von verschiedenen Hangneigungsklassen erfasst sein können. Positive 

Effekte für das Gewässer sind nur zu erwarten, wenn die Regelung auch in der Praxis umgesetzt 

werden kann.  

 

Einarbeitungsfrist 

• Die Einarbeitungsfrist von 4 Stunden muss im Sinne von Bodenschonung und Praxistauglichkeit 

beibehalten werden. Durch meinen Eigenmechanisierungsgrad bin ich auch mit einer 

Einarbeitungsfrist von 4 Stunden in der Lage, Wirtschaftsdünger flexibel und an die Witterung 

angepasst (geringe Temperatur, bedeckter Himmel, bei leichtem Regen) jeweils emissionsmindernd 

auszubringen. Dabei kann ich gezielt auf die Gegebenheiten auf der einzelnen Fläche eingehen und 

eine Fläche auch mal ein paar Tage später befahren.  

• Eine einstündige Einarbeitungsfrist (§6 Abs. 1 und 2) ist völlig praxisfremd und setzt zumindest 

schlagkräftige überbetriebliche Technik mit hoher Auslastung voraus.  

 

Kritik an roten Gebieten 

• Baustein 1: Die 7 vorgesehenen bundeseinheitlichen Maßnahmen (§13 Satz 5) sind nicht 

ortsangepasst und für meinen Betrieb nicht tauglich. Im Gegenteil, sie konterkarieren den 

Gewässerschutz und stellen die bisherige Gewässerkooperation in Frage. Anstatt pauschaler 

Maßnahmen sollten daher auf die regionalen Gegebenheiten ausgerichtete kooperative 

Maßnahmenpakete festgelegt werden Eine Düngung pauschal 20 Prozent unter Bedarf im 

Betriebsdurchschnitt im roten Gebiet lehne ich ab. Dies widerspricht dem von der Nitratrichtlinie 

geforderten Gleichgewicht zwischen dem voraussichtlichen Stickstoffbedarf sowie der Versorgung 

der Pflanze aus Düngung und Bodenvorrat sowie dem Ziel der Nachhaltigkeit. Die direkten negativen 

Auswirkungen auf die Umwelt sind Humusabbau und dadurch bedingte Verringerung der 

Bodenfruchtbarkeit und CO2 Freisetzung 

 

• Baustein 2: Das geplante Verbot der Sommerdüngung zu Zwischenfrüchten, Wintergerste und Raps 

in Roten Gebieten lehne ich ab. Eine Düngung von Zwischenfrüchten ist zwingend notwendig, wenn 

der Aufwuchs abgefahren wird oder die Zwischenfrucht bis zum Beginn des Folgejahres auf dem Feld 

verbleibt. Ohne Andüngung ist eine ausreichende Entwicklung der Zwischenfrucht gefährdet. Damit 
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steigt der Unkrautdruck und dadurch der Pflanzenschutzmittelbedarf. Dies widerspricht eindeutig 

den Grundsätzen des integrierten Pflanzenschutzes. Diese sind gemäß EU-Pflanzenschutzrichtlinie 

128/2009 verpflichtend anzuwenden. Eine ausreichende Entwicklung der Zwischenfrucht ist sowohl 

für den Erosionsschutz notwendig als auch um den Mindestbedeckungsgrad für Mulch- oder 

Direktsaaten zur Einhaltung der Cross Compliance sowie Vorgaben aus Agrarumweltprogrammen 

sicherzustellen. Eine bedarfsgerecht gedüngte Zwischenfrucht fördert das Bodenleben, trägt zum 

Humusaufbau bei, bindet dadurch CO2 im Boden und schützt das Klima. Eine Verschiebung der 

kompletten Wirtschaftsdüngerausbringung ins Frühjahr kann zu Boden- und Strukturschäden 

aufgrund schlechterer Befahrbarkeit führen. Eine Fokussierung auf nur einen Ausbringungszeitraum 

im Frühjahr vergrößert das Risiko der Verlagerung von Stickstoff und Phosphat durch 

Starkregenereignisse.  

 

Befreiungsmöglichkeit für besonders umweltschonend wirtschaftende Betriebe  

• Baustein 1: Ich nehme mit meinem Betrieb an freiwilligen Gewässerschutzmaßnahmen teil. Sofern 

es keine Befreiungsmöglichkeit von den Auflagen der roten Gebiete für Betriebe gibt, die sich bereits 

bisher auf freiwilliger Basis engagiert haben, bin ich gezwungen aus den weitaus effektiveren 

bisherigen Maßnahmen auszusteigen.  

 

• Baustein 2: Zwischenfrüchte sind bereits heute ein wichtiger Baustein meiner Fruchtfolge. Eine in 

§13 Satz 5 Nr. 7 des Entwurfs vorgesehene generelle Verpflichtung zum Anbau lässt sich jedoch 

aufgrund von fruchtfolge- und witterungstechnischen Gründen nicht in jedem Jahr sinnvoll 

umsetzen.  

 

Ausweitung der Grünlandsperrfrist und Einschränkung der Grünlanddüngung  

• Eine Beschränkung der Grünlanddüngung auf 80 kg N ab 1.9. (§6 Abs8) , die Beschränkung der 

Grünlanddüngung in roten Gebieten auf 60 kg N ab 1.9. (§13 Satz 5 Nr 6) sowie die Ausweitung der 

Grünlandsperrfrist in Roten Gebieten (§13 Satz 5 Nr.3) ist fachlich nicht gerechtfertigt und hat keinen 

Effekt auf den Gewässerschutz. Insbesondere in den Voralpen und (Mittel-) Gebirgslagen können 

Witterungs- und Bodenverhältnisse eine Düngung im Frühjahr erschweren. Damit kommt den 

Herbstgaben bei Grünland auch eine bodenschonende Bedeutung zu. Langjährige 

Düngungsversuche der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft zeigen für Grünland, dass die 

im Herbst gegebene Gülledüngung für die Versorgung des ersten Aufwuchses im Frühjahr 

angerechnet werden kann. Nachteilige, düngungsbedingte Effekte auf das Potenzial und die Dynamik 

des löslichen und damit auswaschungsgefährdeten Stickstoffes im Boden waren im langjährigen 

Mittel nicht erkennbar. Fehlende Düngung im Herbst bzw. Frühjahr führte bei den Versuchen sowohl 

zu einem starken Ertragsrückgang als auch zu einer massiven Umschichtung des Pflanzenbestandes 

mit Schwund hochwertiger Gräser und starker Zunahme des Unkrautanteiles. Eine Düngung im 

Spätherbst lässt keine Auswirkung auf das Grundwasser erwarten, da bei niedrigen Temperaturen 

keine Mineralisierung mehr stattfindet.  
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Berechnung der 170 kg N-Obergrenze 

• Zur Berechnung der 170 kg N-Grenze (§6 in Verbindung mit Anlage 1) sollte wie auch bei der 

Düngebedarfsermittlung neben der Berechnung mit Standardwerten nach Anlage 1 die Verwendung 

von Deklarationen oder betrieblichen Untersuchungsergebnissen ermöglicht werden, um die 

tatsächlich auf dem Betrieb vorhandenen Nährstoffverhältnisse besser abbilden zu können. Der 

geplante Abzug von Flächen mit Düngebeschränkung bei der Berechnung der 170 kg-N-Grenze (§6 

Abs. 4) sowie die schlagbezogene Berechnung in Roten Gebieten (§13 Satz 5 Nr. 2) führen dazu, dass 

ggf. mehr Wirtschaftsdünger abgegeben und zusätzlich bei intensiven Kulturen Mineraldünger 

zugekauft werden muss. Zudem werde ich gezwungen mit meinem Betrieb aus freiwilligen 

Extensivierungsmaßnahmen und Agrarumweltprogrammen auszusteigen. Diese Vorgaben wirken 

somit kontraproduktiv für den Umwelt- und Naturschutz.  

 

Die volle Anrechnung des Stickstoffs aus der Düngung im Herbst zu 100% (§4,Abs.1, Satz7 Düvo) und die 

Anrechnung des vollständigen N min im Frühjahr ist nicht vereinbar. 

• Der organische Stickstoff aus der Düngung im Herbst wird über den Winter zum Teil mineralisiert, 

und liegt dann im Frühjahr als N min vor. Dieser wird dann nochmals bei der Düngebedarfsermittlung 

aus den zu ziehenden N min Proben im Frühjahr angerechnet. So wird zumindest ein Teil des N aus 

der Herbstdüngung doppelt angerechnet und trägt so zur Unterversorgung der Pflanzen während 

der Vegetation bei. Das führt zu CO2 Freisetzung, Humusabbau und zur Verringerung der 

Bodenfruchtbarkeit. 
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Einspruch zur Novellierung der Düngeverordnung 
 
 
Der LsV Nord- West Nds. Oldenburg stellt Euch hiermit einen vollumfänglichen Einspruch 

zur Düngeverordnung zur Verfügung. 
 
 
 

Wer 
 
Jeder Landwirt muss, zur Wahrung seiner Rechte, gegen diese Düngeverordnung einen 
Einspruch erheben. 
 
Vor.- und nachgelagerte Betriebe die in irgendeiner Weise von dieser Düngeverordnung einen 
negativen Einfluss sehen, z.B. Umsatzeinbußen, sollten auch Einspruch erheben, zur Wahrung 
seiner Rechte. 
 
 
 
Wie 
 
Auf Seite 1, des Einspruches, Eure vollständige Adresse eingeben, inkl. Ort und Datum. 
Auf der letzten Seite: Ort, Datum eintragen, sowie Eure Unterschrift leisten. 
 
 
 
Wichtig 
 
Für jeden einzelnen Betrieb (z.B. Max Mast GbR, Max Ackerbau, Max Biogas GmbH) muss 
dieser Einspruch erfolgen. 
 
 
 
Abschicken 
 
per Post: 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
Referat 711 
Rochusstraße 1 
53123 Bonn 
 
per Mail: 
E-Mail: umweltbericht@bmel.bund.de 
 
per Fax: 
Fax: 0228 9952 942 62 
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__________________________                          ___________________, den ___________ 
                     (Name) 
 

____________________________ 
                               (Straße) 

 
____________________________ 
                              (Plz, Ort) 

 
 
An das 
 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
Referat 711 
Rochusstraße 1 
 

53123 Bonn 
 
E-Mail: umweltbericht@bmel.bund.de 
Fax: 0228 9952 942 62 
 
 
 

Stellungnahme zur Novellierung der Düngeverordnung 
 

Die Novellierung der DüngeVO beruht auf der unwahren Annahme, dass der überwiegende 
Teil der Nitratbelastung (ca. 80%) in den deutschen Gewässern aus landwirtschaftlichen 
Quellen stammt.  
 
Diese Behauptung beruht ausschließlich auf Computerdaten des Umweltbundesamtes, die mit 
dem dafür untauglichen Programm MONERIS generiert wurden. Aus den lückenhaften 
Messdaten der Oberflächengewässer und den falschen Messstellen im Sauerstoff gesättigten 
Grundwasser kann diese Behauptung nicht abgeleitet werden. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland hätte wie die anderen EU-Staaten auch gem. Art. 6 Abs. 1 a) 
Buchstaben i) und ii) der Nitratrichtlinie 91/676 EWG ein repräsentatives Messnetz errichten 
müssen aus dem sämtliche Eintragspfade, die Herkunft  und der Abfluss des Nitrats 
ersichtlich werden. Aufgrund des unzureichenden deutschen Messnetzes ist diese 
Differenzierung nicht möglich. Staat dessen hat sich die Bundesrepublik Deutschland mit 
MONERIS ein Instrument geschaffen, mit dem jede beliebige "Belastung" konstruiert 
werden kann.  
 
Um die falschen Computerdaten zu widerlegen, ist es völlig ausreichend, die fehlenden 
Messungen im Entwässerungssystem aller deutschen Flusseinzugsgebiete nachzuholen. Sollte 
die Politik diese Verpflichtung aus der Nitratrichtlinie nicht erfüllen können, so wäre dies der 
Landwirtschaft problemlos möglich. Der Anfang wurde an der Ems bereits gemacht. Es 
wurde nachgewiesen, dass die ausschließlich aus landwirtschaftlichen Quellen gespeisten 
Gräben und Bäche lediglich Nitratwerte in Höhe des natürlichen Hintergrunds enthalten. 
 
Es wird empfohlen, die Entscheidung über die Novellierung der DüngeVO solange zu 
vertagen, bis belastbare Messwerte aus dem Entwässerungssystem sämtlicher 
Flusseinzugsgebiete Deutschlands vorliegen. Das Ignorieren der fehlenden Daten würde 
zum vollständigen Vertrauensverlust in die politische Entscheidungsfindung führen. 
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Zusammenfassung: 
 
 
In Punkt I. wird die rechtliche Situation beschrieben. Insbesondere wird auf die Hinweise des 
EuGH und der EU-Kommission Bezug genommen. Diese hatten erklärt, dass ausschließlich 
die Daten des Nitratberichts 2012 und die Daten, die am 01.11.2012 an die Kommission 
nachgereicht wurden, die Grundlage für die Klage und die Begründung für das negative Urteil 
zu Lasten der deutschen Landwirtschaft  bilden. Demnach sind ausschließlich die unwahren 
Behauptungen aus dem UBA die Ursache für die jetzige Situation. (Seite 2 bis 5) 
 
In Punkt  II. wird das fehlerhafte deutsche Messsystem erläutert. Es wird beschrieben wie 
ein repräsentatives Messsystem auszusehen hätte, es wird beschrieben welche Lücken das 
tatsächliche deutsche Messsystem aufweist und es wird beschrieben aufgrund welcher 
behördlicher Fehler  die hohe Anzahl der belasteten Grundwassermessstellen erzeugt wird. Es 
wird deutlich, dass einfache Messungen innerhalb des deutschen Flusssystems ausreichen 
würden um die tatsächlichen Verhältnisse zu ermitteln. (Seite 5 bis 8) 
 
In Punkt III. wird das System MONERIS erläutert. Es wird deutlich aus welchen Gründen 
dieses Programm untauglich für den angestrebten Zweck ist und auf welche Art die 
Ergebnisse des Programms einer öffentlichen Überprüfung entzogen werden. Anhand von 
Beispielen werden die eklatanten Schwächen des Programms aufgedeckt. (Seite 9 bis 15) 
 
Punkt IV. enthält Kontrollberechnungen zu den falschen und den irreführenden Daten die mit 
Moneris für den Nitratbericht 2012 generiert wurden. Es wird deutlich, dass die behauptete 
Nitratbelastung aufgrund landwirtschaftlicher Bodennutzung nicht existiert. (Seite 16 bis 19) 
 
 Punkt V. enthält den Vergleich zwischen Moneris und den tatsächlich gemessenen Werten 
aus den Oberflächengewässern. Es wird deutlich, dass die Daten des UBA aus Moneris 
Anomalien enthalten, die auf falsche Berechnungen zu den Siedlungs- und 
Gewerbeabwässern zurückzuführen sind. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass das UBA 
immer noch angeforderte Daten zurückhält, die für eine abschließende Beurteilung 
erforderlich sind. (Seite 19 bis 25) 
 
Diese Stellungnahme kommt zu dem belastbaren Ergebnis, dass die vom 
Umweltbundesamt und den zuständigen Länderbehörden modellierte Nitratbelastung 
aus der Landwirtschaft i. S. von Art. 2 Buchstabe j) der Nitratrichtlinie 91/676 EWG 
nicht existiert, die Novellierung der DüngeVO daher bereits mangels 
Handlungsgrundlage rechts- und verfassungswidrig ist. 
 
 
 
I. Rechtliche Situation 
 
 
a.) Datenlage/Sachstand 
 
Mit dem Nitratbericht 2012 wurden - neben den nichtrepräsentativen Grundwassermesswerten 
- mit dem Computerprogramm MONERIS des Umweltbundesamtes erstellte falsche Daten 
zur Nitratbelastung der Landwirtschaft an die EU-Kommission gemeldet. Ausschließlich 
diese falschen und irreführenden Daten, sowie weitere Daten, die am 01.11.2012 an die EU-
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Kommission nachgereicht wurden, bilden die Grundlage des Nitraturteils des EuGH gegen 
die Bundesrepublik Deutschland. Vgl. Rz 55 des Urteils und Nr. 24 und 25 der Klageschrift 
der EU-Kommission. 
 
Spätestens im Jahr der Einreichung der Klage durch die EU-Kommission am 27.10.2016 hat 
das Umweltbundesamt gewusst, dass die Daten im maßgeblichen Nitratbericht 2012 aus 
MONERIS falsch sind, siehe dazu die UBA-Berichterstattung zum UBA-Projekt MoRE, 
dem Nachfolgemodell von Moneris. 
 
Trotzdem hat das Umweltbundesamt offensichtlich nichts getan, um die falschen Daten zu 
korrigieren, auch nicht im Nitratbericht 2016. Auch hat das UBA offensichtlich nichts 
unternommen um die EU-Kommission bzw. das EuGH über die fehlerhaften Daten in 
Kenntnis zu setzen.  
 
Das Umweltbundesamt hat lediglich die mit einer novellierten Version von MONERIS 
erstellten neuen Daten des Nitratberichts 2016 mit einem Sternchen versehen und darauf 
hingewiesen, dass diese neuen Berichtszeiträume mit den Zeiträumen davor, insbesondere mit 
dem maßgeblichen Zeitraum 2003 bis 2005 aus dem Nitratbericht 2012, nicht vergleichbar 
seien.  
 
Eine Validierung der modellierten Daten anhand tatsächlicher Messwerte hat offensichtlich 
trotz der aufgedeckten schwerwiegenden Mängel nicht stattgefunden, so dass weitere Fehler 
derzeit immer noch nicht gefunden und beseitigt worden sind. 
 
Zur Überprüfung dieser Daten wurden mehrfach vergeblich Unterlagen des 
Umweltbundesamtes angefordert.  
 
Da somit notwendige Daten für eine abschließende Bewertung innerhalb der kurzen 
Beteiligungsfrist fehlen, erfolgt diese Stellungnahme auf Grundlage der vorhandenen 
Aktenlage. Weiterführende Tatsachenfeststellungen nach Zugang und Prüfung der fehlenden 
Daten können erforderlich werden.  
 
 
b.) Betroffenheit 
 
Vorauszuschicken ist, dass gegen die zugrundeliegende Düngeverordnung vom 26. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1305) nur deswegen keine Verfassungsklage erhoben wurde, weil gem. § 1 Nr. 2 
DüngG i. V. m. § 3 Abs.1 DüV die Erhaltung, bzw. die Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit 
als maßgebliches Ziel vorgegeben ist; eine Verfassungsklage mithin erfolglos geblieben wäre. 
 
Inzwischen steht fest, dass die o. a. Ziele bei der verwaltungstechnischen Umsetzung der 
DüngeVO 2017 keinerlei Rolle gespielt haben und weiterhin ignoriert werden. Auch die in 
der aktuellen Novellierung vorgesehenen Maßnahmen stehen im Widerspruch zu den o. a. 
Zielen aus § 1 Nr. 2 DüngG i. V. m. § 3 Abs.1 DüV.  
 
Insoweit ist eine Güterabwägung zwischen den Zielen der Wasserreinhaltung gem. der 
Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor 
Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen und den Zielen zur Erhaltung, 
bzw. zur Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit vorzunehmen.  
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Da diese Abwägung, insbesondere eine repräsentative Ermittlung der tatsächlichen Belastung 
i. S. der Nitratrichtlinie nicht erfolgt ist, bin ich als Betroffener in meinen verfassungsmäßigen 
Rechten, insbesondere nach Art. 2 GG und Art. 14 Abs. 1, 2 und 3 GG, verletzt. 
 
Die Bundesregierung muss sich das Handeln der von ihr beauftragten Behörden zurechnen 
lassen. Es kann nicht sein, dass die Landwirtschaft die Folgen staatlicher Fehler tragen muss. 
Eine tatsächlich nicht existierende computermodellierte Nitratbelastung kann nicht die 
Grundlage für Düngebeschränkungen sein. 
 
 
c.) Urteil des EuGH als Grundlage der Verschärfung der DüngeVO 
 
Die Bundesrepublik Deutschland beruft sich zur Novellierung der DüngeVO auf das Urteil 
des EuGH zur Rechtssache C-543/16 vom 21. Juni 2018. Die Bundesrepublik Deutschland 
habe gegen ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 
12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus 
landwirtschaftlichen Quellen verstoßen.  
 
Das EuGH nennt zur Begründung seines Urteils jedoch explizit die o. a. Daten des 
gemeinsamen Nitratberichts 2012 (fünfter Bericht) und die Daten, die die Bundesrepublik 
Deutschland am 01.11.2012 an die EU-Kommission nachgereicht hat (Rz 55 des Urteils). 
Auch die EU-Kommission beruft sich in seiner Klageschrift  ausdrücklich auf diese 
Datengrundlage (Nr. 24 und 25 der Klageschrift vom 27.10.2016).  
 
Sowohl aus der aktuellen Diskussion, den Veröffentlichungen der Bundesrepublik 
Deutschland, als auch aus den Vorbemerkungen des Referentenentwurfs für die jetzt 
anstehende Verschärfung der DüngeVO  geht eindeutig hervor, dass der maßgebliche Grund 
für die Verschärfungen die Umsetzung des o. a. Urteils ist. 
 
Mithin sind die o. a. Daten, die die Bundesrepublik Deutschland an die EU-Kommission zur 
Bewertung i. S. der Richtlinie 91/676/EWG übermittelt hat, die ausschließliche Ursache für 
die Verurteilung der Bundsrepublik Deutschland in der Rechtssache C-543/16.  
 
Mithin sind diese Daten auch die ausschließliche Ursache für die drohende Verschärfung der 
DüngeVO. Wie o. a. sind diese Daten falsch und irreführend. 
 
 
d.)  Fehlerhafte Datenerhebung und fehlende Validierung der Daten, Sondergutachten  
      des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
 
Die von der Bundesrepublik Deutschland mit dem Nitratbericht 2012 und den nachgereichten 
Unterlagen vom 01.11.2012 übermittelten Daten verstoßen gegen die Vorgaben von Art. 6 
Abs. 1 a) Buchstaben i) und ii) der Nitratrichtlinie.  
 
Die übermittelten Daten sind nicht repräsentativ und somit falsch. Darüber hinaus beinhalten 
die Berichte Schätzungen und Bewertungen, die mittels dafür untauglicher 
Computerprogramme (u. a. MONERIS) vom Umweltbundesamt ermittelt wurden. Die 
Formulierungen in den Berichten des UBA sind so gewählt, dass selbst sachverständige 
Personen in die Irre geführt wurden und werden.  
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Beispielhaft sei hier das Sondergutachten (Januar 2015) des Sachverständigenrats für 
Umweltfragen als höchstes fachliches Gremium genannt. An der Erstellung des Gutachtens 
waren neben dem Gremium und anderer sachverständiger Personen mehr als 35 Mitarbeiter 
des BMU bzw. seiner nachgeordneten Behörden beteiligt. 
 
Der Sachverständigenrat hat für sein Gutachten keine eigenen Untersuchungen angestellt, 
sondern beruft sich vollinhaltlich auf Modellierungen (keine Messungen!) des 
Umweltbundesamtes, namentlich auf das Programm MONERIS. Wesentliches Ergebnis der 
Untersuchungen des Sachverständigenrates ist die Formulierung auf der Seite 79 des 
Sondergutachtens mit Berufung auf das UBA: 
 
 "Modellierungen für Stickstoffeinträge in Oberflächengewässer zeigen, dass die 
Landwirtschaft für etwa 80% der Einträge verantwortlich ist". 
 
Seither wird dieser falsche  Prozentwert in der öffentlichen Diskussion als bewiesen zitiert. 
 
 
 
II. Das nichtrepräsentative EU-Messnetz Deutschlands 
 
 
a.) Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 a) Buchstaben i) und ii) der Nitratrichtlinie 
 
Aus den nachfolgenden Abbildungen 1 bis 4 werden die Fehler der Bundesrepublik 
Deutschland zu Lasten der Landwirtschaft bei der Ermittlung der Gewässerbelastung 
ersichtlich.  
 

 
 

Abbildung 1: Vereinfachte schematische Darstellung eines repräsentativen Nitratmessnetzes 
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Abbildung 1 zeigt schematisch ein repräsentatives Messnetz, in dem alle relevanten Orte 
innerhalb eines Flusseinzugsgebiets erfasst sind. Dies sind das Grundwasser in vier 
Tiefenstufen, die Gräben und Bachsysteme, getrennt nach landwirtschaftlichen Einzug, 
sonstigen Landsystemen wie Wald und sonstige anthropogen beeinflusste Einzugsgebiete wie 
Siedlungs-, Gewerbe- und Abbauflächen (z. B. Kohleabbau). 
 
Die in der Abbildung beispielhaft aufgeführten Nitratwerte entstammen der Fachliteratur, 
tatsächlichen Messungen, sowie was die Gräben (hier Ems-Einzugsgebiet) anbelangt, den 
Messungen des BUND aus den Jahren 2018 und 2019 (www.emsagenten.de). 
 
Abbildung 1 zeigt deutlich, dass die 80% Nitratbelastung aus der Landwirtschaft, die vom  
BMU und vom SRU behauptet werden, in dieser Form nicht existieren können. Während die 
landwirtschaftlichen Gräben, in denen die unterschiedlichen Abflüsse zutage treten, nur 
Nitratwerte im unteren Bereich des natürlichen Hintergrunds aufweisen, weisen die Gräben 
und Bäche die anderweitig anthropogen beeinflusst sind, signifikant erhöhte Nitratwerte auf 
(BUND: www.emsagenten.de). 
 
Dasselbe gilt für die oberflächenwassernahen landwirtschaftlich geprägten 
Grundwassermessstellen, an denen das Grundwasser final vorbeifließen muss, bevor es zutage 
tritt. Auch die an diesen Messstellen festgestellten Werte befinden sich im unteren Bereich 
des natürlichen Hintergrunds. 
 

 
 

Abbildung 2: Vereinfachte schematische Darstellung des tatsächlichen nicht repräsentativen 
und nicht validen deutschen Nitratmessnetzes zur Umsetzung der Nitratrichtlinie 
 
Abbildung 2 zeigt schematisch das tatsächliche, nichtrepräsentative deutsche Messnetz zur 
Nitratrichtlinie. Dieses Messnetz wird im Zusammenspiel der zuständigen Länderbehörden 
unter Federführung des Umweltbundesamtes betrieben. Ebenfalls involviert ist die 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA). Es wird ersichtlich, dass wesentliche 
Teile eines repräsentativen Messnetzes (Art. 6 Abs. 1 a Buchstaben i und ii der 
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Nitratrichtlinie) fehlen, eine Beurteilung der tatsächlichen Belastungssituation somit 
unmöglich ist.  
 
Es wird deutlich, dass ein Zusammenhang zwischen landwirtschaftlicher Düngung und der 
Belastung der Oberflächengewässer anhand von validen Messergebnissen nicht hergestellt 
werden kann und es wird deutlich, dass sich die von den zuständigen Länderbehörden 
ausgewählten Grundwassermessstellen zum größten Teil innerhalb von sauerstoffgesättigten 
Zonen befinden, in denen bereits der natürliche Nitrathintergrund extrem erhöht ist.  
 
In sauerstoffgesättigten Grundwassergebieten kann keine bzw. nur eine eingeschränkte 
Denitrifikation stattfinden. Diese Gebiete sind kleinflächig und kleinräumig. Ein genauer 
Prozentsatz ist derzeit aufgrund der vom Umweltbundesamt zurückgehaltenen Daten nicht 
bekannt, jedoch wird die räumliche Ausdehnung an dieser Stelle auf unter 10% des 
Gesamtgrundwassers geschätzt.  
 
 
b.) Bedeutung der sauerstoffgesättigten Zonen als natürlicher Hintergrund 
 
Abbildung 3 zeigt eine Auswahl von typischen Grundwassermessstellen, an denen zwei 
Brunnen direkt nebeneinander liegen, von denen aber nur der obere Brunnen zur Festlegung 
der roten Gebiete herangezogen wurde. Die niedrigen Werte der tieferen Brunnens bleiben bei 
der behördlichen Auswahl unerwähnt.  
 

 
 

Abbildung 3: Ausgewählten Grundwassermessstellen (es gibt noch mehr davon) mit zwei 
Messstellen direkt nebeneinander. 
 
Aus der nachfolgenden Abbildung 4 (linke Säule) wird ersichtlich, dass sich 70% aller 
Grundwassermessstellen des deutschen EU-Messnetzes an Stellen mit hoher 
Sauerstoffsättigung befinden. Die Auswahl der Grundwassermessstellen ist bereits aus diesem 
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Grunde nicht repräsentativ, da diese Bereiche wie o. a. nur ca. 10% des gesamten 
Grundwasserkörpers ausmachen. 
 

 
 

Abbildung 4: Verteilung der Denitrifikationsfähigkeit des deutschen EU-Nitratmessnetzes, 
entnommen aus dem LAWA Bericht Februar 2018 
                           
Weiterhin wird aus Abbildung 4 ersichtlich, dass sich fast alle belasteten Messstellen in 
sauerstoffgesättigten Grundwasserbereichen befinden (blau und grün). Ursächlich für die 
Belastung inklusive des hohen natürlichen Hintergrunds ist somit die Sauerstoffstoffsättigung 
und nicht die Düngung, zumal für Wald- und sonstige Gebiete mit vergleichbaren 
Bodenbedingungen ähnliche Messergebnisse vorliegen. 
 
Aufgrund der Fähigkeit des Bodens zur Denitrifikation (jeweils roter Säulenanteil in 
Abbildung 3) im Zusammenspiel mit landwirtschaftlicher Düngung können derart belastete 
Messstellen nicht der Landwirtschaft zugeordnet werden. Insoweit wird auf die aktuellen 
Überprüfungen der Grundwassermessstellen hingewiesen, die bereits viele weitere 
Schwachstellen aufgedeckt hat. Auch die noch nicht veröffentlichen Ergebnisse dieser 
Untersuchungen werden hiermit zum Gegenstand dieser Eingabe gemacht, u. a.: 
 
https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1m48tbee_WKeHDgeq1QtdnCd_O1nD04Ul&l
l=52.866204217190436%2C8.338591782702224&z=8&fbclid=IwAR01c5nqgfsfOi_HR6bZ0
MlNVtCvuyfdcvnDUcoJ_ZwxNs7yeu7Aa6Huq1U 
 
Es ist aus fachlicher Sicht unmöglich, dass Grundwassermessstellen mit hoher 
Denitrifikationsfähigkeit aufgrund landwirtschaftlicher Düngung erhöhte Nitratwerte 
aufweisen.  
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III. MONERIS 
 
Mit Blick auf die Abbildungen 1 bis 4 ersetzen die Modellierungen mit MONERIS 
offensichtlich diejenigen Messungen, die zu dem validen Ergebnis hätten führen müssen, dass 
es keine Belastungen aufgrund landwirtschaftlicher Düngung gibt.  
 
Mit Moneris können entsprechend Belastungen modelliert bzw. konstruiert werden, die keiner 
Überprüfung durch Dritte zugänglich sind. Darüber hinaus verhindert die Darstellung der 
echten Messwerte in Diagrammen und in Güteklassen jede weitere Kontrollberechnung. 
Zahlenwerte dazu werden weiterhin von den zuständigen Behörden zurückgehalten. 
 
Moneris wurde ursprünglich entwickelt, um Wasserkundlern eine Möglichkeit zu geben die 
von ihnen in Gewässern valide gemessenen Werte aller möglichen Stoffe auf ihren Ursprung 
zurückzuverfolgen. Bei solchen Bewertungen können derartige Programme hilfreich sein. 
 
Das Umweltbundesamt macht mit Moneris jedoch exakt das Gegenteil. Es will mit seinen 
Modellierungen die tatsächlichen Messungen ersetzen und anhand von "Schätzungen" die 
Werte innerhalb der Gewässer bestimmen. Dies ist jedoch unmöglich. Mit einfach-
mathematischen Methoden können die Stoffwechselvorgänge des gigantischen, heterogenen 
Bodenlebens in den vielfältigen klimatischen und strukturell unterschiedlichen Bodentypen 
Deutschlands weder erfasst und berechnet, noch quantitativ und qualitativ dargestellt werden. 
 
Lediglich 1% der Bodenorganismen, die an Vorgängen wie der Nitratatmung (Denitrifikation) 
mit all ihren Facetten beteiligt sind, sind bisher bekannt.  
 
 
a.) Fehlerhafte Belastungsschätzungen mit MONERIS 
 
Wesentliche Fehlerquelle in Moneris ist sein mathematischer Aufbau. Die einzelnen 
Recheneinheiten sind komplex. Sie lassen sich aber auf ein einfaches Schema reduzieren, an 
dem der Hauptfehler sichtbar wird: Die Potenzierung falscher Schätzwerte. 
 
Wenn mehrere valide Zahlen miteinander multipliziert werden, so ergibt sich ein exakter 
Zahlenwert. Beispiel: 100 x 100 x 100 x 100 ergibt 100.000.000. 
 
Wenn es sich - wie bei Moneris - um Schätzungen handelt, weichen die Endergebnisse bei nur 
10% Abweichung der Einzelwerte bereits um 50 Prozent vom validen Ergebnis ab. 110 x 110 
x 110 x 110 ergibt bereits 146.410.000. Bei einer Abweichung von 20 % der Einzelwerte 
ergibt sich bereits eine Verdoppelung gegenüber den tatsächlichen Verhältnissen. 
 
Aus der Fachliteratur ist bekannt, dass die Rechenergebnisse von Moneris von Anfang an 
mindestens 20% (sogar kleinräumig) über den Ergebnissen anderer Programme, die ebenfalls 
für Wasserkundler entwickelt wurden, lagen. Aus dem Umweltbundesamt ist bekannt, dass 
die Modellierungsergebnisse zum jeweiligen jährlichen Wasserabfluss um ca. 20% über dem 
tatsächlich von den zuständigen Behörden der Wasserwirtschaft gemessenen Werten lagen.  
 
Aus den Beschreibungen zu Moneris kann abgeleitet werden, dass alle anderen 
landwirtschaftlichen Eingangsparameter einschließlich der statistischen Länderdaten ebenfalls 
Schätzwerte sind, die tendenziell 10 - 20% zu Lasten der Landwirtschaft von den 
tatsächlichen Werten abweichen, während bei den Siedlungs- und Gewerbeabwässern 
wesentliche Parameter unberücksichtigt bleiben (siehe die aktuellen Veröffentlichungen von 
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Christian Lohmeyer zu ungeklärten Abwässern) und daher die Werte zu den Punktquellen viel 
zu niedrig angesetzt worden sind. 
 
Insoweit sind weitere Auskünfte des Umweltbundesamtes erforderlich. Landwirtschaftliche 
Eingangsparameter sind u. a. Wassererosion, Winderosion, Oberflächenabfluss, Dränagen, 
Nährstoffberechnungen aus der Tierhaltung und des Ernteguts. Alle diese Parameter wurden 
überprüft und es wurde festgestellt, dass wesentliche landwirtschaftlich relevante Fakten nicht 
berücksichtigt werden. Falsche Rechenergebnisse sind somit unausweichlich. In Punkt III. b.) 
befindet sich eine Berechnung zur Wassererosion, die das Potenzierungsproblem von Moneris 
deutlich macht. In Punkt III. c.) sind beispielhaft die Fehler weiterer Eingangsparameter 
erläutert. 
 
b.) Der fehlerbehaftete MONERIS - Eintrittspfad "Wassererosion" am Beispiel 
Phosphat 

Neben Nitrat enthält das Programm Moneris auch Fehler im Hinblick auf seine 
Phosphatberechnungen. Lt. der aktuellen UBA-Tabelle lag der Phosphateintrag 
Landwirtschaft aus Bodenerosion im Jahre 2005 bei 5,1 kt P-gesamt, also bei 5.100 t. Das 
UBA erklärt an anderer Stelle, dass die Einträge aus Wind- und aus Wassererosion 
vergleichbar seien. 

In dieser Berechnung geht es nur um Wassererosion, daher also um ca. 2.600 t P-Gesamt. Das 
sind 2.600.000.000.000 mg P-gesamt. 

Aus der Literatur ergibt sich ein Höchstgehalt von 800 mg P-gesamt/kg Boden mit dem hier 
gerechnet wird:   http://www.dilamo.de/martin/kap3d.htm 

Weitere belastbare Phosphatgehalte pro kg Boden wären 300 bis 600 mg P-gesamt/kg Boden. 

Berechnung: 2.600.000.000.000 mg P-gesamt / 800 mg P-gesamt/kg Boden = 3.250.000.000 
kg Boden 

Tatsächlich gelangen nur 16,67 % des durch Bodenerosion verlagerten Bodens in Gewässer 
(Quelle UBA). 

3.250.000.000 kg Boden / 16,67 * 100 = 19.496.100.780 kg Boden.  

Es müssen also 19.496.100.780 kg Boden = 19.496 kt Boden durch Wasser bewegt werden, 
damit 16,67% davon in Gewässer gelangen. 

Gem. dem UBA aus anderen Berichten sind aber nur 14 % der Ackerfläche potentiell durch 
Wassererosion stark gefährdet, bis zu 3,2 t/ha und Jahr, weitere 36 % sind potentiell gering 
gefährdet mit 0-1 t ha, also 0,5 t ha. Der Rest (50% von 11.000.000 ha) ist gar nicht gefährdet. 

11.000.000 ha / 100 * 14 = 1.540.000 ha *3,2 t Boden = 4.928.000 t Boden = 4.928 kt Boden 

11.000.000 ha / 100 * 36 = 3.960.000 ha *0,5 t Boden = 1.980.000 t Boden = 1.980 kt Boden 

Zusammen sind das 6.908.000 t Boden = 6.908 kt Boden die im Extremfall verlagert werden 
könnten, um allerdings 2,6 kt Phosphat in Gewässer zu befördern, müssten es wie o. a. 19.496 
kt Boden sein. 
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Bei einem Mittelwert von 400 mg P-gesamt/kg Boden werden bereits rund 40.000 kt Boden 
benötigt, die Jahr für Jahr abgetragen werden müssten, während nur rund 7.000 t Boden 
potentiell zur Verfügung stehen, von denen jedoch nur ein geringer Anteil tatsächlich durch 
Wassererosion verlagert wird. 

Dieses Beispiel zeigt die Untauglichkeit von computergestützten Modellierungen zur 
Feststellung von Gewässerbelastungen.  
 
 
c.) Grundsätzliche Fehler der Eingangsparameter 
 
Abbildung 5 zeigt einen Ausschnitt der Karte, die aufgrund der geologischen Formationen im 
Hinblick auf Winderosion erstellt wurde. Ähnliche Karten gibt es auch zu Oberflächenabfluß 
und zu Wassererosion.  
 

 
 

Abbildung 5: Amtliche Karte zu Winderosion 
 
Das Problem dieser Karten ist, dass den Verfassern die tatsächlichen Verhältnisse vor Ort 
gänzlich unbekannt sind. Mit Ausnahme von Hangneigung und falsch bewerteten 
Einzelparametern (z. B. Maisanbau) kann in den Berechnungen nichts berücksichtigt werden. 
Weder Flächenbewuchs, Fruchtfolgen, Bearbeitungsmaßnahmen, Bodenstruktur, 
Wasserführung, Humusgehalt, umliegende Bebauung oder struktureller umgebender Bewuchs 
finden Eingang in die Berechnungsmodelle.  
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Jede einzelne Fläche wird fehlerhaft als homogene Einheit dargestellt, die angeblich - wie in 
der Abbildung 5 - starken Erosionskräften unterliegt, die in der realen Welt allerdings nicht 
existieren, wie Abbildung 6 zeigt. 
 

 
 

Abbildung 6: Managementzonenkarte einer Einzelfläche wie sie von Landwirten genutzt 
wird 
 
In Abbildung 6 ist die ta# Boden- Humus- und Wasserverhältnisse zu erkennen. Bereits 
aufgrund dieser realen Verhältnisse wird deutlich, dass die Erosionsanfälligkeit aus 
Abbildung 5 so gut wie nicht gegeben ist. 
 
Moneris und jedes andere Modellierungsprogramm versagt auch hier vollständig. 
 
Aus den UBA - Berichten ist weiterhin bekannt, dass den zuständigen Behörden zu Dränagen 
so gut wie keine belastbaren Informationen vorliegen. Tlw. beruft sich das UBA auf 
historische Daten. Das UBA weiß weder wo sich genau Dränagen befinden, wie viele es sind, 
in welchem Zustand sie sich befinden, ob sie überhaupt Wasser ableiten und das UBA weiß 
schon gar nicht, wie hoch die Denitrifikationsleistung der jeweiligen Flächen ist. 
 
Von "Belastungsschätzungen" kann hier überhaupt nicht mehr die Rede sein. Es 
handelt sich bei Moneris schlichtweg  um das Erraten von Nitratwerten. 
 
Ebenfalls überschätzt werden die Stickstofffrachten aus der Tierhaltung. Moneris greift hier 
auf Länderdaten zurück die zu anderen Zwecken erstellt wurden. Diese Daten sind tendenziell 
zu hoch, da zu niedrige Meldedaten zu Sanktionen für die betroffenen Landwirte führen. 
 
Ein Vergleich zwischen behördlichen Standardwerten und tatsächlichen 
Futtermittelverbräuchen zeigt, dass die Standardwerte um bis zu 20% zu hoch sind. Auch hier 
gibt es wieder eine prozentual hohe Abweichung, die zu Lasten der Landwirtschaft zu 
falschen Ergebnissen führt. 
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Darüber hinaus wird die Denitrifikationsfähigkeit und Denitrifikationsleistung völlig falsch 
eingeschätzt. In den Beschreibungen des UBA war dazu an keiner Stelle ein irgendwie 
vorhandenes Fachwissen feststellbar. Die dazu vom UBA genannten Koeffizienten sind 
fachlich in keinster Weise belastbar. Der Berechnungsaufbau in Moneris zur Feststellung der 
N-Retention hat mit der Realität  absolut nichts zu tun. 
 
 
d.) Prozentuale Abweichung zwischen Messwerten und MONERIS 
 
Abbildung 7 zeigt die vom UBA selbst festgestellten Abweichungen von Moneris zu 
tatsächlichen Messwerten. Dabei ist zu beachten, dass die diffusen Eintrittspfade der 
Landnutzung (z. B. Landwirtschaft), sowie die punktförmigen Eintrittspfade (z. B. 
Siedlungsabwässer) in Abbildung 7 als Produkt zusammengefasst sind. Diese 
Zusammenfassung ist unzulässig und fachlich nicht haltbar.  
 
Mit sehr großer Wahrscheinlichkeit sind die Werte aus Abwässern deutlich höher als in 
Moneris errechnet und die Werte aus landwirtschaftlicher Nutzung sind nicht existent, 
während die Werte aus sonstiger Landnutzung und aus natürlichem Hintergrund in den 
Werten, die der Landwirtschaft zugeordnet werden, versteckt sind. Siehe dazu Punkt IV. 
 

 
 

Abbildung 7: Mittlere Abweichung der mit Moneris modellierten Werte von den 
tatsächlichen Messwerten TN = Gesamtstickstoff, TP = Gesamtphosphor (UBA-Texte 
45/2017) 
 
Wenn also die Werte für landwirtschaftliche Eintrittspfade viel zu hoch sind, wie bereits 
dargestellt und die Werte für Siedlungs- und Gewerbeabwässer viel zu niedrig sind, so ist die 
prozentuale Abweichung zu Lasten der Landwirtschaft noch wesentlich höher als die 
angegeben 30 bis 40%. 
 
Abbildung 8 zeigt die Unterschiede - hier den Stickstoffüberschuss - die entstehen, wenn 
unterschiedliche Unterprogramme verwendet werden. Auch dieses Beispiel zeigt, dass der 
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Verzicht auf Messungen zugunsten von Modellierungen ein untaugliches Mittel ist, um valide 
Aussagen über die tatsächliche Nitratbelastung sowie deren Ursachen treffen zu können. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in MONERIS der Stickstoffüberschuß die Grundlage für die 
Berechnung des Nitratgehalts des Grundwassers darstellt. Wie bereits aus Abbildung 1 
ersichtlich, gibt es mit Ausnahme des natürlichen Hintergrunds kein Nitrat aus der 
Landwirtschaft im validierten Einzugsbereich der Ems, während das Programm Moneris 
insgesamt extrem hohe Werte liefert. 
 
Weiterhin schwanken die Werte der vom UBA verwendeten Unterprogramme für die 
landwirtschaftliche Nutzfläche in Deutschland zwischen 16 Millionen und 20 Millionen ha 
(schon wieder 20% Abweichung), je nachdem welcher Datensatz denn nun in MONERIS 
bzw. dem neuen Programm "MoRE" benutzt wird.  
 

 
 

Abbildung 8:  Die Stickstoffüberschüsse 2010, berechnet und dargestellt nach drei 
unterschiedlichen Varianten (UBA-Texte 05/2017) 
 
In der Wissenschaft ist es übliche Praxis, dass auf Theorien beruhende Prognosen (u. a . 
Emissionsschätzungen), welche sich bei experimentellen Tests als falsch erweisen, 
zurückgezogen oder zumindest modifiziert werden.  
 
Offensichtlich ist die Arbeitsweise des UBA nicht als wissenschaftlich zu bezeichnen. 
 
 
e.) Kontrollberechnungen zu MONERIS  
 
Im Zeitraum 2014 bis 2016 wurde das Projekt MoRe durchgeführt. Bei den Validierungen auf 
Eignung, u. a. Vergleiche verschiedener Programme auch mit Moneris, wurde festgestellt, 
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dass es teils erhebliche Unterschiede in den Ergebnissen der unterschiedlichen Eintrittspfade 
gibt.  
 

 
 

Abbildung 9: Vergleich  der N-Überschüsse  2003-2005 mit 2012-2014 (erstellt aus Daten 
des UBA aus 2016) 
 
Abbildung 9 zeigt beispielhaft die Diskrepanz zwischen den Daten diffuser Eintrittspfade die 
vor (2003 bis 2005) Feststellung erheblicher Mängel in Moneris erstellt wurden und danach 
(2012 bis 2014). Man beachte die Sternchen.  
 
Der gelbe Balken stellt die N-Einträge aus Dränagen dar. Obwohl es in den Zeiträumen 2003-
2005 und 2012-2014 keine signifikanten Unterschiede gegeben hat, hat sich der mit Moneris  
modellierte N-Eintragspfad von 119,00 kt Ngesamt auf 72,40 kt Ngesamt verringert, das sind 
46,4%! Das entspricht den Fehlerbeschreibungen im Projekt MoRE zu Moneris. Folgerichtig 
wurden die Werte für 2012 bis 2014 mit einer geänderten Moneris bzw. MoRe - Version 
erstellt. 
 
Spätestens bei der Klageerhebung durch die EU-Kommission war der Bundesrepublik 
Deutschland mindestens auf Ebene des BMU bzw. des Umweltbundesamtes bekannt, 
dass die auch vom SRU angeführten Daten des Umweltbundesamtes eklatante Fehler 
enthalten. 
 
Die uns bekannten Beschreibungen zu diesem Fehler betreffen alle landwirtschaftlichen 
Eintrittspfade in unterschiedlichem Umfang. Die Differenz dieser Eintrittspfade zwischen den 
Berichtszeiträumen 2003-2005 und 2011-2014 beträgt - unter Berücksichtung unserer anderen 
Kontrollrechnungen - 75,10 kt Ngesamt. 
 
Seitens der Bundesregierung bzw. der von ihr beauftragten Behörden hätte eine 
Meldung über die fehlerhaften Daten an das EuGH erfolgen müssen. 
 
Im nachfolgenden Punkt IV. der Kontrollberechnung werden nur Werte benutzt, die auch in 
den diversen Berechnungen des UBA vorkommen. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich 
bei Moneris nicht um Messungen, sondern um Modellierungen handelt. Der Vergleich mit der 
realen Welt erfolgt in Punkt V, nachdem in Punkt IV. alle versteckten Daten sichtbar gemacht 
wurden. 
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IV. Kontrollberechnung 
 
Auf den Seiten 13 und 14 des Nitratberichts 2012 sind die urteilsrelevanten MONERIS-Daten 
zum Nitraturteil dargestellt. In diesen Daten versteckt sind die bereits o. a. Fehler, sowie 
Daten die nicht der Landwirtschaft zuzuordnen sind. In Folgenden machen wir diese Daten 
sichtbar. 
 
Abbildung 10 enthält eine Übersicht aller vom UBA dazu genannten  Werte, getrennt nach 
Eintrittspfaden. Maßgeblich aus dem Nitratbericht 2012 ist der grün markierte Zeitraum 2003 
bis 2005. Die vorletzte Spalte enthält die Summe der Werte die irreführend der 
Landwirtschaft zugeordnet wurden. Die letzte Spalte enthält den prozentualen Anteil an der 
Gesamtbelastung. Alle Werte sind in Kilotonnen N-gesamt angegeben. 
 
Die vom UBA und vom SRU benannten 80% werden zunächst scheinbar bestätigt. 
 

 
 

Abbildung 10: Nitratquellen lt. UBA (Moneris/MoRE) aufgelistet nach Zeiträumen 
 

 
 

Abbildung 11: Fortsetzung von Abb. 10 mit der Korrektur des Fehlers aus Punkt III. e. 
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Abbildung 11 zeigt die Korrektur des in Punkt III. e. benannte Fehlers. Dieser muss natürlich 
für alle Vorjahre korrigiert werden, was das UBA versäumt hatte. Für den maßgeblichen 
Zeitraum 2003 bis 2005 sind das die bereits ermittelten 75 kt N-gesamt, für die Zeiträume 
davor sind die Werte höher. Für die mit Sternchen versehenen Zeiträume hat das UBA 
(angeblich) selber diese Umstände berücksichtigt.  
 
Der landwirtschaftliche Prozentsatz ist damit bereits auf 65% gesunken. 
 

 
 

Abbildung 12: Fortsetzung von Abb. 11 , natürlicher Hintergrund und Einträge aus Wald und 
sonstigen Siedlungsflächen sind sichtbar gemacht 
 
Abbildung 12 zeigt die vom UBA versteckten diffusen Einträge die nicht aus der 
Landwirtschaft, sondern aus sonstigen Siedlungsgebieten (ca. 14 % der Bundesfläche), aus 
Wald (ca. 33% der Bundesfläche) und aus natürlichem Hintergrund stammen. 
 
Diese Werte mussten hier nicht extra berechnet werden. Diese Werte finden sich in den 
Nitratberichten 2004 und 2008, müssen allerdings aus den dortigen Zahlenwerten extrahiert 
werden. Dem UBA sind diese Werte also bekannt. 
 
Lediglich die Werte der drittletzten Spalte wurden ergänzt. Zu dem bereits vorhandenen 
natürlichen Hintergrund von 32,41 kt N-gesamt müssen 55 kt N-gesamt hinzuaddiert werden. 
Der Grund:  
 
Sobald landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung genommen werden, bildet sich eine 
natürliche Vegetation und die ist in Deutschland ausnahmslos Wald! Entsprechend sind die 
Nitrat- Emissionen aus Wald als natürlicher Hintergrund anzusetzen. Der Moneris-Wert zu 
Wald wurde entsprechend auf die landwirtschaftliche Nutzfläche umgerechnet. 
 
Der prozentuale Anteil der der Landwirtschaft zugeordnet wurde ist mittlerweile auf ca. 33% 
geschrumpft. In Zahlen: Das SRU hatte 460 kt N-gesamt genannt, es bleiben an dieser Stelle 
lediglich 186 kt N-gesamt. 
 
Auch die atmosphärische Deposition (Abbildung 13) kann nicht der landwirtschaftlichen 
Bodenbewirtschaftung angelastet werden. Diese Belastung stammt aus Industrie, Gewerbe, 
sonstigen anthropogenen Quellen und der Tierhaltung. Die Einträge werden jedoch 
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anderweitig geregelt, z. B. über die TA Luft. Eine doppelte Bewertung ist unzulässig, zumal 
das UBA auch hier keine konkreten Zahlen nennt. 
 

 
 

Abbildung 13: Fortsetzung von Abb. 12 , die atmosphärische Deposition ist abgezogen 
 
Der prozentuale Anteil der der Landwirtschaft zugeordnet wurde, ist nunmehr von 80% auf 
ca. 31% gesunken.  
 
Es wird somit immer deutlicher, dass die vom UBA bereitgestellten Daten vollständig 
verfehlt sind. Für den Zeitraum 2003 bis 2005 wurden der EU-Kommission 566,02 kt 
Ngesamt  gemeldet, von denen der größte Teil der Landwirtschaft i. S. v. Art. 1 der 
Richtlinie 91/676/EWG angelastet wurde. Zu diesem Stand unserer Recherche 
verbleiben davon lediglich noch  174,31 kt Ngesamt.  
 

 
 

Abbildung 14: wie Abb. 13, getrennt nach Belastungen aus Siedlungen, aus natürlichem 
Hintergrund und Landwirtschaft.  
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In Abbildung 14 wurden die Daten aus Abbildung 13 nach Belastungen aus Siedlungen, aus 
natürlichem Hintergrund und Landwirtschaft sortiert. Es wird deutlich, dass die 
Behauptungen des UBA, die Nitratbelastungen würden überwiegend oder hauptsächlich aus 
der Landwirtschaft stammen, nicht länger haltbar sind. 
 
Hinzugefügt wurde in der vorletzten Spalte die Gesamtbelastung abzüglich des MONERIS-
Fehlers aus Abbildung 11. Damit sind jetzt alle Daten die im Nitratbericht 2012 noch 
versteckt waren, sichtbar gemacht worden und die Gesamtmenge wurde entsprechend den 
Erkenntnissen aus dem UBA-Projekt MoRE reduziert. 
 
Nunmehr wird in den gelb markierten Zeilen eine Datenanomalie (rote Markierung) sichtbar. 
Es ist ohne weiteres ausgeschlossen, dass die Belastungen aus der Landwirtschaft ohne 
erkennbaren Auslöser um derart hohe Werte schwanken. Was diese Anomalien zu bedeuten 
haben, wird in Punkt V. am Beispiel der Jahre 2006, 2010 und 2014 erläutert. 
 
 
 
V. Vergleich Moneris mit der realen Welt am Beispiel der Jahre 2006,  2010 
und 2014 
 
 
a.) Falschbehauptung über gestiegene Nitratwerte aus diffusen Quellen 
 
Auf Seite 25 des Nitratberichts 2012 haben die verantwortlichen Ministerien BMU und 
BMEL ausgeführt: 
 
"Die Veränderungen der Nitratkonzentrationen nahmen überwiegend zu (insbesondere 2010 
stärkste Zunahme) oder blieben stabil. (...) Da Nitrat überwiegend aus diffusen Quellen 
stammt, korrelieren die Nitratkonzentrationen eng mit den jeweiligen jährlichen 
Niederschlagsereignissen und dem damit verbundenen Abfluss." 
 
Im Nitratbericht 2012 werden die größeren Nitratkonzentrationen somit eindeutig den 
diffusen Quellen zugeordnet, zu denen auch die Landwirtschaft gehört. Folgerichtig wurden 
am 01.11.2012 unkommentierte Daten mit Nitratwerten der Jahre 2008 bis 2011 an die EU-
Kommission nachgereicht, die wie o. a. die Grundlage des Nitraturteils des EuGH bilden.  
 
Auf der Seite 13 des Nitratberichts 2012 wird irreführend eine nicht existierende starke 
Belastung durch landwirtschaftliche Quellen suggeriert, auf der Seite 14 des 
Nitratberichts 2012 werden falsche und irreführenden Daten - insbesondere für den 
Zeitraum 2003 bis 2005 - in Tabellenform aufgelistet. Auf Seite 25 des Nitratberichts 
2012 wird eine Zunahme der Nitratkonzentrationen für das Jahr 2010 behauptet, die 
ebenfalls irreführend diffusen Quellen und damit der Landwirtschaft zugeordnet 
werden.  
 
Im Ergebnis blieb dem EuGH keine andere Wahl, als auf Grundlage der unzutreffenden 
Behauptungen aus dem Nitratbericht 2012 ein für die deutsche Landwirtschaft 
negatives Urteil auszusprechen. Das EuGH hat diesen Umstand in Rz 55 des Urteils 
entsprechend vermerkt. 
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Sowohl die oben zitierte Erklärung aus dem Nitratbericht 2012, als auch die MONERIS-
Daten zu den Zeiträumen 2006 bis 2008 und 2009 bis 2011 (ab Abbildung 10, beide gelb 
markiert) sind fachlich nicht haltbar. 
 
Das UBA als Verursacher der Erklärungen hätte dies erkennen können und müssen. 
 

 
 

Abbildung 15:  Niederschläge und Stickstoffüberschuß, jeweils dreijähriges Mittel und 
zweijähriges Mittel für 2009/2010 
 

 
 

Abbildung 16: Durchschnittliche Nitratwerte Niedersachsen, abnehmende Tendenz 
 

 
 
Abbildung 17: Erhöhte Erntemengen 2008 und 2009 
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Aus den Abbildungen 15 bis 17 geht hervor, dass aufgrund der Witterungsbedingungen im 
Zeitraum 2008 bis 2010 deutlich größere Mengen Stickstoff gebunden wurden als im 
Durchschnitt der Jahre. Es fehlen dadurch - selbst unter Berücksichtung der N-Retention - ca. 
340 kt N-gesamt aus diffusen Quellen. 
 
Eine weitere Diskussion über das o. a. Zitat aus dem Nitratbericht 2012, wonach im Jahre 
2010 größere Mengen Nitrat aus diffusen Quellen aufgrund von höheren Niederschlägen zu 
einem Anstieg der Belastung geführt hätten erübrigt sich. Die Behauptung im Nitratbericht 
2012 ist falsch. 
 
 
b.) Tatsächliche Stickstoffmengen der Jahre 2006, 2010 und 2014 
 
In Anhang 1 des Nitratberichts 2012 sind die Überwachungswerte zu N-gesamt  für alle 
Überwachungsmessstellen der deutschen Flusssysteme für das Jahr 2010 aufgelistet (ca. 257 
Messstellen). Ähnliche Tabellen für das Jahr 2006 befinden sich im Nitratbericht 2008 und 
für das Jahr 2014 im Nitratbericht 2016. 
 
Aus diesen Werten wurde hier eine Kontrollberechnung über die tatsächlichen 
Gesamtmengen Stickstoff erstellt, die in den jeweiligen Jahren im Abflusswasser vorhanden 
waren. Es handelt sich hier um die Umrechnung der gemessenen Werte, die zur Validierung 
der von Moneris geschätzten Werte herangezogen werden müssten.  
 
Offensichtlich hat das UBA diese notwendigen Validierungen nicht durchgeführt oder nicht 
veröffentlicht. 
 
In den Tabellen der Anhänge sind keine Mittelwerte aufgeführt, sondern die 90-Perzentile der 
jeweiligen Jahresmessungen. Das heißt, 90 Prozent aller Messwerte sind kleiner als der in der 
Tabelle genannte Wert. Das Problem bei der Ermittlung der Durchschnittskonzentrationen 
sind die jeweiligen Wasserdurchflussmengen zum Zeitpunkt der Messungen. Das UBA hätte 
dieses Problem mit Intervallrechungen lösen können, hat stattdessen aber die 90-Perzentile 
genommen, die dem Durchschnittswerten pro l Wasser am nächsten kommen. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die 90-Perzentile trotzdem überdurchschnittlich hohe Werte 
produzieren, dass die tatsächlichen Werte also niedriger sind. Die Unterschiede zwischen den 
einzelnen Jahren sind hingegen mit einer sehr hohen Genauigkeit feststellbar. 
 
Es wurden hier alle Flusssysteme Deutschlands einzeln berechnet, auch die kleineren 
Flusssysteme. Dazu wurden diejenigen Messstellen ausgewählt, die den Mündungen am 
nächsten liegen, bzw. es wurden dort wo diese Messstellen nicht valide sind, die Nebenflüsse 
einzeln berechnet und addiert.  Die Ergebnisse von Zuflüssen aus dem Ausland wurden 
subtrahiert. Es wurden die jeweiligen durchschnittlichen Durchflussmengen ermittelt und 
aufgrund der jeweiligen jährlichen Niederschlagsmenge angepasst. 
 

 
 

Abbildung 18: Ergebnisse der Kontrollberechnungen 2006, 2010 und 2014 
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Abbildung 18 bestätigt die Annahmen aus Punkt V. a.), wonach die höheren Werte 2010 
aufgrund des geringen Stickstoffüberschusses nicht aus diffusen Quellen stammen können.  
 
Abbildung 18 bestätigt auch, dass es sich bei der Datenanomalie aus Abbildung 14, die einen 
sprunghaften Anstieg der Landwirtschaftlichen Einträge in den Zeiträumen 2006 bis 2011 
zeigt, tatsächlich um einen weiteren Fehler im System Moneris handelt, der erst durch die 
Sichtbarmachung der bisher versteckten Einträge erkennbar wurde. 
 
c.) Tatsächliche Herkunft der Stickstofffrachten 
 
Abbildung 18 zeigt einen Rückgang der Gesamtstickstoffmenge von 2006 zu 2014 in Höhe 
von 79 kt. Auch in den Originaltabellen des UBA ist dieser Rückgang enthalten. Allerdings 
wurde bereits festgestellt, dass der vom UBA dokumentierte Rückgang kein Rückgang in der 
realen Welt ist, sondern lediglich eine technische Korrektur. 
 
Zum einen hat das UBA dadurch die Modellierungsfehler der vorherigen Zeiträume verdeckt, 
insbesondere des maßgeblichen Zeitraums 2003 bis 2005, zum anderen konnte dass UBA 
damit sein Modellierungsergebnis in Richtung der tatsächlichen Messergebnisse verschieben 
ohne den tatsächlichen Eintrittspfad für den Rückgang der Belastungen an die realen 
Verhältnisse anzupassen oder benennen zu müssen. Die mengenmäßige Steigerung der 
Stickstoffemissionen 2010 um 67 kt und der extreme Rückgang der Stickstoffemissionen 
2014 sogar um 79 kt unter den Wert von 2006 stammt aus den Punktquellen, also aus den 
kommunalen und gewerblichen Siedlungsabwässern: 
 

 
Abbildung 19: Ammoniumbelastungen 
 
Aus Abbildung 19 werden die Veränderungen der Ammoniumkonzentrationen in den 
Flussgebieten sichtbar. Ammonium ist ein deutlicher Indikator für ungereinigte bzw. 
ungeklärte Abwässer. 
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Die Ammoniumkonzentrationen haben im Laufe der Zeit aufgrund der kontinuierlich  
verbesserten Klärleistung in ganz Deutschland und vor allem auf Grund des Ausbaus der 
Kläranlagen in den neuen Bundesländern abgenommen. In Abbildung 19 ist dies deutlich 
erkennbar. 
 
Der Vergleich der Jahre 2006, 2010 und 2014 bestätigt die oben getroffenen Aussagen. 2006 
war somit der Anteil der unzureichend geklärten Abwässer umgerechnet auf den Liter Wasser 
am höchsten, gefolgt von einer erneuten Spitze in 2010 und einer deutlichen Abnahme in 
2014.  
 
2006 war die Gesamtklärleistung noch ungenügend, in 2010 ist es zu vermehrten Überläufen 
der Kläranlagen, Entlastungsleerungen und Überläufen der Mischwasserkanalisation 
gekommen, siehe Christian Lohmeyer. 2014 war dann ein Jahr mit normalen Niederschlägen 
und einer Klärleistung die den unzureichenden Annahmen aus Moneris zum Eintragspfad 
"Punktquellen" noch am nächsten kommt. 
 
Um genauere Berechnungen vornehmen zu können, ist die Übermittlung der 
Zahlenwerte zu der Tabelle in Abbildung 19 erforderlich. Das Umweltbundesamt ist der 
Aufforderung dazu bisher nicht nachgekommen. 
 
Aufgrund der zentralen Bedeutung dieser Umstände für die "Belastungsmodellierungen"  des 
Umweltbundesamtes zeigt Abbildung 20 nochmals die Tabelle aus Abbildung 10. 
 

 
 

Abbildung 20: Nitratquellen lt. UBA (Moneris/MoRE) aufgelistet nach Zeiträumen, wie in 
Abbildung 10 
 
Aus Abbildung 20 wird deutlich, dass der Eintrag aus Punktquellen (Abwässer) viel zu 
niedrig angesetzt ist. Das UBA konnte die 79 kt N-gesamt nicht von diesem Wert abziehen, 
denn das hätte bedeutet, dass ein weiterer eklatanter Fehler in Moneris sichtbar geworden 
wäre, nämlich die extreme Unterschätzung der Siedungs- und Gewerbeabwässer, die von 
UBA für den Zeitraum 2012 bis 2014 lediglich mit 90,80 kt N-gesamt angesetzt wurde. 
 
Diese o. a. Feststellungen aber bedeuten Folgendes: 
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1.) Die Gesamtmengen Stickstoff aus den Schätzungen mit Moneris für die einzelnen 
Zeiträume sind im Vergleich mit der Validierung aus Punkt V. b.) viel zu hoch. 
 
2.) Die Gesamtmengen Stickstoff aus Punktquellen (Abwässer) sind viel zu niedrig angesetzt. 
 
In Abbildung 21 wurden die Mengen entsprechend um +- 79 kt angepasst.  
 

 
 

Abbildung 21: Nitratquellen aus Moneris um +-79 kt N-gesamt angepasst 
 
Für den maßgeblichen Zeitraum 2003 bis 2005 sind von den Einträgen die das UBA der 
Landwirtschaft zugeordnet hatte nochmals mindestens 40 kt N-gesamt abzuziehen, da die 
durch die Kontrollberechnung ermittelte Gesamtmenge (Abbildung 18) um diesen Wert 
niedriger ist. Weiterhin sind die vermtl. viel zu hohen Gesamtmengen, die aufgrund der 90-
Perzentile ermittelt wurden ebenfalls abzuziehen. 
 
Darüber hinaus zeigt die Ammoniumtabelle (Abbildung 19) für 2003, 2004 und 2005 
gegenüber 2006 ebenfalls erhöhte Werte, so dass hier von einer weiteren Diskrepanz 
zwischen den Abwasserwerten und den landwirtschaftlichen Einträgen zu Lasten der 
Landwirtschaft auszugehen ist. Im Ergebnis wird von der "extremen Nitratbelastung" wie sie 
das UBA modelliert wurde, nichts übrigbleiben, zumindest aber werden die Endergebnisse im 
Bereich der Messfehlerungenauigkeit liegen. 
 
Für weitere belastbare Berechnungen und valide Zahlenwerte fehlen allerdings immer 
noch die vom Umweltbundsamt angeforderten Unterlagen. Ein Handlungsbedarf i. S. 
einer Verschärfung der Düngeverordnung besteht hingegen nicht. 
 
 
d.) Weitere Indizien zur Herkunft der Stickstofffrachten 
 
Ein Vergleich dieser Kontrollberechnungen mit Abbildung 1 zeigt zweifelsfrei, dass die hier 
erzielten Ergebnisse valide sind und mit den bisher vorliegenden echten Messergebnissen 
übereinstimmen. 
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Nochmals Abbildung 1 zum Vergleichen 
 
Ein weiterer Hinweis darauf, dass die erhöhten Stickstoffbelastungen aus Abwässern 
stammen, ergibt sich auch aus weiteren Kontrollberechnungen zu den 90-Perzentilen. 
 
Bei den Kontrollberechnungen wurden nicht nur die Jahre 2006, 2010 und 2014 miteinander 
verglichen, sondern auch die Flusseinzugsgebiete getrennt nach alten neuen Bundesländern. 
Der Grund dafür ist der Nachholbedarf der Klärleistung aufgrund des Nachholbedarfs nach 
der sozialistischen Katastrophe bis1989: 
 
Von 2006 bis 2010 stieg die Gesamtmenge Stickstoff im bundesdeutschen Durchschnitt um 
ca.14 %. In den alten Bundesländern betrug der Anstieg ca. 8%, in den neuen Bundesländern 
hingegen ca. 43%. 
 
Von 2010 bis 2014 sank die Gesamtmenge Stickstoff im bundesdeutschen Durchschnitt um 
ca. 28 %. In den alten Bundesländern betrug die Minderung ca. 24%, in den neuen 
Bundesländern hingegen ca. 40%. 
 
Von 2006 bis 2014 sank die Gesamtmenge Stickstoff im bundesdeutschen Durchschnitt um 
ca. 17 %. In den alten Bundesländern betrug die Minderung ca. 18%, in den neuen 
Bundesländern ca. 15 %. 
 
Der wesentliche Unterschied zwischen den Jahren 2006, 2010 und 2014 ist die 
Niederschlagsmenge. Die erhöhte Niederschlagsmenge i. V. m. der prozentualen Verteilung 
der Stickstofffrachten in den alten und den neuen Bundesländern weißt auf die in 2010 noch 
immer unterschiedliche Kapazität der Kläranlagen bei Extremwetterereignissen hin. 
 
Um auch diese Vermutung belegen zu können, ist es notwendig, dass das 
Umweltbundesamt endlich die auch für seine Berechnungen maßgeblichen Unterlagen 
vorlegt. 
 
 
 
__________________, den ___________                 _________________________ 
Ort                                          Datum                                   Unterschrift 


